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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit, die als Teil eines im Forschungsinstitut der 
Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer bearbeiteten Pro­
jekts entstanden ist, entwickelt erstmals ausformulierte Vorschläge für 
eine Institutionalisierung der Verbandsbeteiligung an der Gesetz­
gebung in der Bundesrepublik Deutschland. Die breite und intensive 
Diskussion über das Verhältnis von Staat und Verbänden hat zwar 
immer wieder zu einzelnen Anregungen und Empfehlungen geführt, 
doch sind bis jetzt die in Betracht fallenden rechtspolitischen Vor­
stellungen zur Institutionalisierung der Verbandsbeteiligung nicht 
umfassend und im Zusammenhang sowie unter Berücksichtigung des 
unterschiedlichen Gewichts geprüft und in konkrete Lösungsvorschläge 
übergeführt worden. 

Bei der Begründung seiner Vorschläge setzt der Verfasser in grund­
sätzlicher Hinsicht voraus, daß die Verbandsbeteiligung an der Gesetz­
gebung nicht nur legitim ist, soweit die Entscheidungskompetenz des 
Staates nicht beeinträchtigt wird, sondern sich auch im Hinblick auf 
die Offenlegung und Kontrolle der Verbandseinflüsse empfiehlt. Diese 
Auffassung dürfte heute breite Zustimmung finden, weshalb sie im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit nicht weiter zu untersuchen war. Im 
übrigen bedürfte diese Untersuchung eines weiteren Ausgreifens; sie 
ist nur im Rahmen einer Philosophie des Politischen möglich, die die 
normativen Voraussetzungen ausreichend klärt und dabei die Gegeben­
heiten der modernen rechtsstaatlich-demokratisch verfaßten Gesell­
schaft in Rechnung stellt. 

Es ist zu hoffen, daß die vom Verfasser unterbreiteten Vorschläge, 
die eine empfindliche Lücke in der Literatur ausfüllen, in der rechts­
politischen Praxis aufgegriffen werden und dazu beitragen, die Anpas­
sung der geltenden Regelungen, die in mancher Hinsicht nicht befriedi­
gen, in die Wege zu leiten. 

Speyer, im Dezember 1975 
Hans Ryffel 
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Einleitung 

Seit es Verbände gibt, haben sie versucht, auf die Gesetzgebung Ein­
fluß zu nehmen. Zahlreiche Untersuchungen über das Wirken der 
Interessenverbände im Deutschland des 19. Jahrhunderts weisen nach, 
daß die Einflußnahme der Verbände auf die Gesetzgebung keine Er­
scheinung der neueren Zeit ist, sondern schon damals registriert wer­
den konnte1 . Dem Phänomen kommt freilich unter den Bedingungen 
unserer heutigen parlamentarischen Demokratie besondere Bedeutung 
zu. 

I. Problemstellung und Abgrenzung des Themas 

Die vorliegende Arbeit hat sich zur Aufgabe gestellt, Möglichkeiten 
und Grenzen einer Beteiligung der Verbände an der Gesetzgebung des 
Bundes in der Bundesrepublik Deutschland zu untersuchen. Das Pro­
blem der rechtlichen Regelung dieser Beteiligung - der Institutiona­
lisierung - steht dabei im Vordergrund; es sollen rechtspolitische Vor­
stellungen dazu erarbeitet werden, wie eine Beteiligung der Verbände 
an der Gesetzgebung juristisch institutionalisiert, bzw. wie derzeit 
bestehende Formen der Institutionalisierung verändert, abgelöst oder 
weiterentwickelt werden können. 

Die Untersuchung beschränkt sich auf die Beteiligung beim Erlaß 
formeller Bundesgesetze. Damit ist eine Abgrenzung erfolgt gegenüber 
der Beteiligung der Verbände beim Erlaß von Rechtsverordnungen2• 

1 Vgl. z. B. Friedrich Schomerus, Die freien Interessenverbände und ihr 
Einfluß auf die Gesetzgebung und Verwaltung, in: Jahrbuch für Gesetz­
gebung, Verwaltung und Volkswirtschaft im Deutschen Reich (Schmollers 
Jahrbuch), 25. Jg. 1901, 2. Heft, S. 57 ff.; Thomas Nipperdey, Interessenver­
bände und Parteien in Deutschland vor dem ersten Weltkrieg, in: PVS 1961, 
S. 262 ff., 271; Gerhard Schulz, Über Entstehung und Formen von Interessen­
gruppen in Deutschland seit Beginn der Industrialisierung, in: PVS 1961, 
S. 124 ff.; Jacobus Wössner, Ordnungspolitische Bedeutung des Verbands­
wesens, 1961, S. 43, 48; Hannelore Horn, Der Kampf um den Bau des Mittel­
landkanals; eine politologische Untersuchung über die Rolle eines wirt­
schaftlichen Interessenverbandes im Preußen Wilhelms II, 1964; Wolfram 
Fischer, Staatsverwaltung und Interessenverbände im Deutschen Reich 
1871 - 1914, in: Interdependenzen von Politik und Wirtschaft, Festgabe für 
Gert von Eynern, 1967, S. 431 ff.; Manfred Erdmann, Die verfassungspoli­
tische Funktion der Wirtschaftsverbände in Deutschland 1815 - 1871, 1968, 
S. 253 f.; Ernst Rudolf Huber, Das Verbandswesen des 19. Jahrhunderts, in: 
Festgabe für Theodor Maunz, 1971, S. 173 ff.; Ursula Bähr, Die berufsständi­
schen Sonderinteressen und das BGB, 1972. 
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Das gleiche gilt gegenüber der Eingliederung der Verbände in die 
Bundesverwaltung3 und ihrer Mitarbeit an den Verwaltungsentschei­
dungen4. Wenngleich die Mitarbeit der Verbände in diesen Bereichen 
nicht explizit behandelt werden soll, darf doch zweierlei nicht außer 
acht gelassen werden: das große Ausmaß der in diesen Fällen sichtbar 
werdenden Institutionalisierung der Mitwirkung der Verbände an der 
staatlichen Willensbildung und die damit bestens ausgewiesene Not­
wendigkeit der Mitarbeit der Verbände an der staatlichen Willensbil­
dung und -betätigung5, die eine erhebliche Entlastung des Staates be­
wirkt. Bei einer ordnungspolitischen Bewertung der Verbände müssen 
diese Tatsachen mitberücksichtigt werden; es ist deshalb zu beachten, 
daß die Beteiligung der Verbände an der Gesetzgebung nur einen Aus­
schnitt aus dem Gesamtkomplex der Beteiligung der Verbände an der 
staatlichen Willensbildung und -betätigung darstellt. 

Mit der Beschränkung auf die Gesetzgebung des Bundes scheiden 
die Beteiligung an der Gesetzgebung der Länder6 und die Mitwirkung 
in den Länderverwaltungen ebenfalls als Untersuchungsgegenstand 
aus. Auch hier ist freilich global von dem Vorliegen einer umfangrei­
chen institutionalisierten Beteiligung am staatlichen Handeln auszu­
gehen. 

Nicht behandelt wird weiterhin der gesamte Komplex des Tätig­
werdens der Verbände auf arbeitsrechtlichem Gebiet, insbesondere im 
Rahmen der Tarifautonomie. Nicht zum Thema gehören auch die Lei­
stungen der Verbände für ihre Mitglieder, also das gesamte Innen­
verhältnis im Verbandsleben7• Es geht vielmehr ausschließlich um die 
Darstellung, Bewertung und rechtliche Strukturierung eines Teils des 
Außenverhältnisses der Verbände gegenüber dem Staat. 

2 Vgl. dazu Brigitte Conradi, Die Mitwirkung außerstaatlicher Stellen beim 
Erlaß von Rechtsverordnungen, 1962; Gerhard Semar, Die gesetzlich vorge­
sehene Mitwirkung der wirtschaftlichen Interessenverbände beim Zustande­
kommen und bei der Ausführung von Bundesrecht, 1969, S. 34 - 95. 

3 Vgl. dazu Lorenz Schomerus, Die organisatorische Eingliederung der 
Interessenverbände in die Bundesverwaltung, 1959; Dagobert Völpel, Recht­
licher Einfluß von Wirtschaftsgruppen auf die Staatsgestaltung, 1972, insbes. 
s. 84 ff. 

4 Grundlegend Prodromos Dagtoglou, Der Private in der Verwaltung als 
Fachmann und Interessenvertreter, 1964; s. a. Günter Drewes, Die Gewerk­
schaften in der Verwaltungsordnung, 1958. 

5 Vgl. dazu vor allem Gerhard Semar (Fn. 2), S. 102 - 171. 
8 Vgl. dazu z.B. die „Empfehlungen der Konferenz der Präsidenten der 

deutschen Länderparlamente zu den Möglichkeiten und Formen der Beteili­
gung außerparlamentarischer Institutionen (Körperschaften, Verbände, Ge­
werkschaften etc.) im Gesetzgebungsverfahren" vom 3.5.1973, abgedruckt in 
ZParl 1973, S. 463. 

7 Vgl. dazu speziell für die Wirtschaftsverbände Edwin Buchholz, Die 
Wirtschaftsverbände in der Wirtschaftsgesellschaft, 1969, S. 147 ff. 
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Die Arbeit verzichtet auf eine zusammenfassende Bestandsaufnahme 
der tatsächlichen Einflußnahmen der Verbände auf die Gesetzgebung; 
insoweit wird auf die zahlreichen Fallstudien zum Verbandseinfluß 
bei der Entstehung von Gesetzen verwiesen, die es mittlerweile für die 
Bundesrepublik Deutschland gibt8• Das heißt freilich nicht, daß von 
einer Darstellung der tatsächlichen Lage ganz abgesehen würde. Sie 
wird aber jeweils dort eingeblendet, wo es für die Verdeutlichung der 
Praxis einer bestehenden Reglung bzw. für das Aufzeigen von Sachver­
halten, die durch keine bisherige Regelungsmaßnahme erfaßt werden, 
notwendig ist9• Da bei der Untersuchung der einzelnen Beteiligungs­
verfahren auf die j eweilige Praxis der Einflußnahme der Verbände 
einzugehen ist, kann zur Entlastung der Arbeit auf eine Gesamtdar­
stellung verzichtet werden10• Eigene empirische Untersuchungen zur 
Praxis der derzeitigen Mitwirkungsregelung und zu den diesbezüg­
lichen Einstellungen der Verbände11  bzw. der betroffenen staatlichen 
Institutionen, die Adressaten der Beteiligung sind, wurden nicht vor­
genommen. 

8 An einschlägigen Untersuchungen aus der Bundesrepublik seien z. B. 
genannt Karl-Heinz Diekershoff, Der Einfluß der Beamtenorganisationen 
auf die Gestaltung des Personalvertretungsgesetzes vom 5. 8. 1955, 1960 ; 
Viola v. Bethusy-Huc, Demokratie und Interessenpolitik, 1962 ; Otto Stammer 
u. a., Verbände und Gesetzgebung, 1965 ; Gerard Braunthal, The Federation 
of German Industry in Politics, 1965, S. 150 ff. ; Frieder Naschold, Kassen­
ärzte und Krankenversicherungsreform, 1967 ; WiUiam Safran, Veto-Group 
Politics - The case of Health-Insurance Reform in West-Germany, 1967 ; 
Hans Georg Wehling, Die politische Willensbildung auf dem Gebiet der 
Weinwirtschaft, dargestellt am Beispiel der Weingesetzgebung, 1969 ; Ger­
hard Loewenberg, Parlamentarismus im politischen System der Bundes­
republik Deutschland, 1969, S. 339 ff. ; Paul Ackermann, Der Deutsche Bau­
ernverband im politischen Kräftespiel der Bundesrepublik, 1970 ; Manfred 
Max Wambach, Verbändestaat und Parteienoligopol, 1971 ;  Viola v. Bethusy­
Huc und Michael Besch, Interessenverbände in der agrarpolitischen Willens­
bildung, in : ZParl 1971, S. 206 ff. ; Gerard Braunthal, The West German 
Legislative Process - A Case Study of Two Transportation Bills, 1972 ; 
Peter Alexander Philipp, Die Offenlegung des Einflusses von Interessen­
verbänden auf die Staatswillensbildung in der BRD - Vier Fallstudien 
zum Wettbewerbsrecht, 1974. 

0 Ähnlich im Vorgehen Ludger Anselm Versteyl, Der Einfluß der Ver­
bände auf die Gesetzgebung, 1972. 

10 Ansätze dazu bei Rudolf Steinberg, Die Interessenverbände in der Ver­
fassungsordnung, in : PVS 1973, S. 27 ff. ; Thomas Ellwein, Die großen Inter­
essenverbände und ihr Einfluß, in : aus politik und zeitgeschichte B 48/73 vom 
1. Dezember 1973, S. 22 ff. ; ders., Das Regierungssystem in der Bundes­
republik Deutschland, 3. Aufl., 1973, S. 146 ff. Zum Verbandswesen in der 
Bundesrepublik Deutschland im übrigen immer noch brauchbar : Rupert 
Breitling, Die Verbände in der Bundesrepublik, 1955 ; s. auch ders., Politische 
Pression wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Kräfte in der Bundesrepu­
blik Deutschland, in : Die Gesellschaft in der Bundesrepublik, Analysen I, 
1970, S. 72 - 125 ; ferner Herbert Schneider, Die Interessenverbände, 3. Aufl., 
1966. 

11 s. dazu Günter Schmölders, Das Selbstbild der Verbände, 1965, S. 128 ff. 




